Stellungnahme der Landes-ASten-Konferenz Baden-Württemberg zum LHGebG-E und dem anderer Gesetze

A. Zielsetzung:

1. Einführende Anmerkungen

Die Landes-ASten-Konferenz Baden-Württemberg lehnt jede Form von Studiengebühren kategorisch ab. Es gibt keine sozialverträglichen Studiengebühren. 

Studiengebühren werden immer diejenigen stärker belasten, die wenig Geld zur Verfügung haben. Bei dem im Gesetz vorgeschlagenen, auf verzinslichen Krediten basierenden, Modell müssen sozial schwächere sogar noch deutlich mehr zahlen als andere. 

Auch ist nicht mit einer Erhöhung der Mittel in der Lehre zu rechnen, schließlich hat das Parlament nach wie vor das Recht, über den Landeshaushalt zu entscheiden, aus dem sich die Hochschulhaushalte ergeben. Letztlich werden alle Einnahmen - also auch die aus Studiengebühren - im Rahmen eines Gesamthaushalts betrachtet, so dass eine formale Zweckbindung von Studiengebühren allenfalls einen höheren Aufwand für die Haushaltsstellen der Hochschulen bedeutet, keinesfalls aber mehr Mittel für die Lehre. 

Die Zielsetzung, die Attraktivität des Hochschulstandorts Baden-Württemberg durch Studiengebühren erhöhen zu wollen, ist ebenfalls als mehr als fraglich anzusehen, die Landes-ASten-Konferenz Baden-Württemberg rechnet im Gegenteil mit einer vermehrten Abwanderung von Studierenden in Bundesländer ohne Studiengebühren, zumal dort auch oft die Lebenshaltungskosten geringer sind. 

Auch am Willen der Landesregierung, die Position der Studierenden an den Hochschulen zu stärken, darf gezweifelt werden. Nicht nur, dass an den Hochschulen die Senate und Fakultätsräte entmachtet wurden, die Studierenden grundsätzlich unterrepräsentiert sind und sich zu keinerlei politischen Themen offiziell äussern dürfen, werden Studentinnen und Studenten, die dennoch versuchen sich ehrenamtlich zu engagieren durch die Studiengebühren bestraft, in dem sie während dieser Zeit, in der sie z.B. für die Hochschule arbeiten, nicht nur zur Kasse gebeten werden, sondern auch noch ihren Kreditanspruch aufs Spiel setzen. 

Studiengebühren haben eine Studienzeitverlängerde Wirkung. Vor allem wegen der hohen Darlehenszinsen werden viele Studierende versuchen, die Gebühren schon während des Studiums durch eine Erbwerbstätigkeit zu begleichen. 

Insgesamt ist die Zielsetzung des Gesetzentwurfs inhaltlich als im Vornherein gescheitert anzusehen. Die Landes-ASten-Konferenz fordert das Parlament deshalb eindringlich auf, den Entwurf abzulehnen und das Landeshochschulgebührengesetz wieder abzuschaffen.

2. Eingehende Stellungnahmen zur Zielsetzung

Warum die Einführung von (angeblich) sozial verträglich ausgestalteten Studiengebühren abzulehnen ist.

1. Studiengebühren können nicht sozialverträglich sein

2. Studiengebühren sind nicht gerecht

3. Studiengebühren sind als Ordnungspolitische Maßnahme abzulehnen

4. Studiengebühren lösen keine Probleme

5. Studiengebühren sind das Falsche Mittel zur Bildungsfinanzierung.

6. Studiengebühren schaffen Probleme

1.) Studiengebühren können nicht sozialverträglich sein 

Die Koppelung des Bildungszugangs an die finanzielle Leistungsfähigkeit des einzelnen reproduziert die privaten Einkommens- und Vermögensverteilung - und damit die entsprechende Ungleichheit - in der Bildung. 

Es muss nicht nur das Ziel sein, eine sozialverträgliche Hochschulfinanzierung zu gewährleisten, sondern es sollte Ziel von Veränderungen sein, den Anteil Studierender aus sozial schwächeren Verhältnissen zu erhöhen, indem finanzielle Hilfen ausgebaut werden. Eine Einführung von Studiengebühren hätte das genaue Gegenteil zur Folge. Dies kann nicht im Sinne eines demokratischen Staates sein. 

Wenn Kinder aus einkommensschwachen oder kinderreichen Familien im Gegensatz zu Kindern gut situierter Eltern ihr Berufsleben nach dem Studium mit einem Schuldenberg beginnen müssen, dann ist dies nicht sozial gerecht, sondern abschreckend und diskriminierend. Die Verzinsung dieser Darlehen führt dazu, dass die darauf angewiesenen Studierenden im ungünstigsten Fall ein vielfaches von dem zurückzahlen müssen was Ihre Kommilitonen die direkt zahlen können auslegen. 

Die Chancenverschlechterung für Studierende, deren Eltern nicht gleich bezahlen können, wird durch diese Maßnahme lediglich zeitlich verschoben, nicht etwa verhindert wie man glauben machen möchte. 

Das Schulden abschreckend wirken zeigte die Zunahme des Anteils von Studierenden aus bildungsfernen Schichten im Folge des Absenkens der Höchstverschuldungsgrenze auf 10.000 Euro im Zuge der BAföG-Reform im Jahr 2001. 

So war schon die Ankündigung, Studiengebühren einführen zu wollen, mitverantwortlich für einem Rückgang der Studienanfänger in Baden-Württemberg um 5,8% zum Wintersemester 2004/2005. Dies musste auch die KultusministerInnenkonferenz einräumen und spricht von einem "Abschreckungseffekt". 

Zudem belasten kreditbasierende Studiengebühren Frauen wesentlich stärker als Männer. Da nach wie vor mehr Frauen als Männer die Kindererziehung übernehmen und demnach Erziehungsurlaub beanspruchen müssen, haben Frauen eine unterbrochene Erwerbsbiographie und damit ein geringeres Einkommen. 

Dadurch müssen sie über einen längeren Zeitraum hinweg ihre angehäuften Schulden abtragen. Eine australische Hochrechnung kommt zu dem Schluss, dass bei einer angenommenen Verschuldung von 20.000 australischen Dollar, Männer im Durchschnitt 17 Jahre, Frauen hingegen 51 Jahre lang ihre Schulden zurückzahlen müssen. Eine Gleichberechtigung von Männern und Frauen wird gerade durch die Einführung von kreditbasierenden Studiengebühren erschwert, wenn nicht gar unmöglich gemacht. 

2.) Studiengebühren sind nicht gerecht 

StudiengebührenbefürworterInnen argumentieren häufig damit, dass Studiengebühren deswegen gerecht seien, weil Menschen mit Hochschulabschluss überdurchschnittliche Einkommen erzielen. Hochschulausbildung und überdurchschnittliches Einkommen stehen aber natürlich nicht in einem zwingenden Kausalzusammenhang. Wer studiert muss nicht notwendiger Weise hinterher viel Geld verdienen, soll aber nach dem Wunsch der Landesregierung trotzdem Verschuldung in Kauf nehmen. Unser progressives Steuersystem sollte doch genau diesen Ausgleich bringen, warum also Studiengebühren? 

Auch ohne Studiengebühren bringt ein Studium schon erhebliche Kosten mit sich. Die Tatsache, dass die Förderung durch das BAföG in keinem Fall alle Lebenshaltungskosten deckt, bzw. viele bedürftige StudentInnen aus formalen Gründen kein BAföG bekommen können führt schon jetzt zu Ungerechtigkeit, müssen doch diese Studierenden neben dem Studium erarbeiten was andere schon haben. Studiengebühren werden gerade diese Gruppe empfindlich treffen. 

3.)Studiengebühren sind als Ordnungspolitische Maßnahme abzulehnen 

Studierende sollen laut Zielsetzung des Gesetzes "zu einem effizienten Studierverhalten und damit kürzeren Studienzeiten" angehalten werden. 

Unabhängig davon, dass das Studium jetzt schon teuer ist - laut der 17. Sozialerhebung des Studentenwerks belaufen sich die monatlichen Lebenshaltungskosten eines Studierenden auf 703 Euro - die Wirtschaft zu kürzesten Studienzeiten drängt, daher Studierende sowieso bestrebt sind möglichst kurz an den Hochschulen zu verweilen, sollte doch einmal in Frage gestellt werden, ob denn kürzer gleich effizienter ist, bzw. was Effizienz denn überhaupt ist. Ist ein Schmalspurstudium ohne Blick nach links und rechts, ohne studentisches Engagement im kulturellen, sozialen und politischen Bereich wünschenswert? 

Zudem gleicht es einer Frechheit mangelnde Effizienz ausschließlich bei den Studierenden zu suchen, tragen doch schlechte Studierendenberatung und -betreuung einiges zu "Ineffizienz" bei. 

Es ist anzunehmen, dass kreditbasierende Studiengebühren die Studien- und die Berufswahl von Studierenden stark beeinflussen werden. Wenn Studierende gezwungen sind, zusätzlich zu den Lebenshaltungskosten Schulden für ihr Studium aufzunehmen, hängt ihre Studienwahl nicht von persönlichen Eignungen und Neigungen sondern verstärkt von der Verwertbarkeit des jeweiligen Studiengangs ab, um ihre Schulden möglichst bald bzw. überhaupt begleichen zu können. Besonders Studierwillige aus bildungsfernen Schichten werden sich fragen, ob sich das Studium und insbesondere die Schuldenaufnahme im Hinblick auf das zu erwartende Einkommen rechnen. Von einer freien Studienwahl kann bei einem solchen Szenario nicht mehr die Rede sein. 

Zugleich macht eine hohe "Nachfrage" nach ökonomisch verwertbaren Studiengängen einen breiten Fächerkanon unmöglich. Die Einführung nachlaufender Studiengebühren wird damit auch schwerwiegende Konsequenzen für die Breite des Bildungsangebots haben, besonders in den Geisteswissenschaften. 

Um international Anschluss zu finden braucht Deutschland nicht weniger, sondern mehr Studierende. Angesichts der demografischen Entwicklung unserer Gesellschaft müssten jährlich 60% eines Jahrgangs ein Hochschulstudium beginnen, um unseren derzeitigen Akademikerstand zu halten. Tatsächlich studieren in Deutschland jedoch nur 38% eines Jahrgangs. Damit liegt Deutschland weit unter dem OECD-Schnitt von 51%. Die Einführung kreditbasierender Studiengebühren widerspricht damit auch dem politischen Ziel, die Zahl der HochschulabsolventInnen in der BRD und im Besonderen in Baden-Württemberg zu erhöhen. Angesichts wachsender Qualifikationsanforderungen könnte sich dies als Wachstumsbremse für die Wirtschaft erweisen. Zudem sollte man berücksichtigen, dass wenn aber aufgrund von Studiengebühren mehr AbiturientInnen von einem Studium abgehalten werden und somit auf den Ausbildungsmarkt drängen, dies die sowieso schon angespannte Lage dort dramatisch verschlechtern könnte. 

Abschließend kann man sagen, dass die Ordnungsmaßnahme Studiengebühr ausschließlich die treffen wird, die sich durch finanzielle Sanktionen treffen lassen, nämlich die die nicht genug Geld haben. 

Die schwierige Situation dieser jungen Menschen wird durch die Gebühren verschärft, was dazu führen wird, dass weniger Abiturienten aus einkommensschwachen Familien das Risiko eingehen werden, ein Studium aufzunehmen. 

Die in internationalen Rankings erfolgreichste europäische Hochschule in Stockholm verlangt keine Gebühren. Gebühren scheinen also für Erfolg nicht notwendig zu sein. 

Ein Grundproblem der Deutschen Hochschulen ist seit Jahrzehnten ihre chronische Unterfinanzierung, die durch Studiengebühren nicht gelöst wird. Trotz aller Beteuerungen wird es auch nach Einführung von Studiengebühren zu weiteren Kürzungen der öffentlichen Zuweisungen an die Hochschulen kommen. 500 Euro sind nur die Einstiegsdosis. Immer höhere Gebühren werden den immer weiter fortschreitenden Rückzug des Landes aus seiner Bildungsverantwortung ausgleichen müssen. Beispiele finden sich in England und Österreich die die Gebühren in lediglich drei Jahren verdoppelten. 

Die Kürzungen der letzten Jahre - alleine die Länder haben an den Hochschulen von 1994 bis 2004 bei Zunahme der Studierendenzahlen um 3,1% - 5,5% eingespart - lassen wenig Optimismus bezüglich der weiteren Haushaltspolitik zu. Solange kein Wille da ist mehr Geld für Bildung bereit zu stellen wird sich an dem Grundproblem Unterfinanzierung nichts ändern, so liegt Deutschland mit Ausgaben im Bildungsbereich von nur 4,4% seines Brutto-Inlandsprodukts im Vergleich mit 28 vergleichbaren Industrienationen nur an zwanzigster Stelle. 

5.) Studiengebühren sind das Falsche Mittel zur Bildungsfinanzierung. 

Bildungspolitik ist Gesellschaftspolitik, eine Privatisierung der Bildungschancen ist daher der grundverkehrte Weg. 

Das deutsche progressive Einkommensteuersystem ermöglicht eine sozial gerechte Bildungsfinanzierung von der Kindertagesstätte bis zum Studium. Das deutsche Steuersystem ist so angelegt, dass die Besserverdienenden ab einem bestimmten Einkommen einen höheren Steuersatz zahlen. Durch die Senkung des Eingangssteuersatzes und des Spitzensteuersatzes 2001 (bin mir nicht sicher ob dieses Datum stimmt) wurden alle Steuerzahler entlastet, Spitzenverdiener jedoch doppelt. Würde dies durch die Anhebung des Spitzensteuersatzes, den dann auch die gut verdienenden AkademikerInnen bezahlen, rückgängig gemacht werden, könnten die Hochschulen und andere Bildungseinrichtungen finanziert werden. 

Trotz aller Beteuerungen wird es mit der Einführung von Studiengebühren zu mittelfristigen Kürzungen der öffentlichen Zuweisungen an die Hochschulen kommen, die sich auch nicht verhindern lassen, liegt die Haushaltsmacht doch beim Parlament. Die Vermutung liegt nahe, dass das Motiv der Landesregierung nicht die Verbesserung der Lage der Hochschulen, sondern eine Privatisierung von Bildungschancen zu sein scheint. 

6.) Studiengebühren schaffen Probleme 

Stärkung der Position der Studierenden 

Zurzeit haben die Studierenden kaum Mitspracherecht in den universitären Gremien. Soll es mit der Einführung der Studiengebühren eine deutliche Verbesserung unseres Mitspracherechts in Form mehr stimmberechtigter Mitglieder geben? Davon steht nichts im Gesetzesentwurf. Zurzeit haben wir als AStA durch das Verbot der Verfassten Studierendenschaften kein politisches Mandat, sind keine Teilkörperschaft des öffentlichen Rechts, und dürfen uns offiziell nicht zu hochschulpolitischen Themen im Namen der Studierenden unserer Hochschule äußern. Wir fragen uns daher, wie das formulierte Ziel im vorliegenden Gesetzesentwurf berücksichtigt wird. Wenn es der Landesregierung wirklich darum gehen würde, die Mitsprache der Studierenden zu stärken, würde sie dies nicht erfolglos über Studiengebühren anstreben, sondern die seit 1977 verbotene Verfasste Studierendenschaft in Baden-Württemberg wieder einführen. 

Sollte der Einsatz von Studiengebühren, wie in § 4 formuliert, auf Ebene der einzelnen Hochschulen und Berufsakademien entschieden werden, ist mit einem Konkurrenzkampf um die zahlungskräftigen Studierenden, die die erforderlichen Mittel einbringen, zu rechnen. Dies führt unweigerlich zur Bildung von Universitäten für die Vermögenselite, die es sich aufgrund ihrer besseren Ausstattung erlauben können, höhere Gebühren zu verlangen und damit die soziale Selektion unter den Studierenden zu verstärken. Eine solche Entwicklung lehnt die Studierendenschaft entschieden ab.

B. Wesentlicher Inhalt:

§ 3 Gebührenpflicht

Der Entwurf sieht vor, dass lediglich praktische Studiensemester und Zeiten der Beurlaubung von der Gebührenpflicht ausgenommen werden. Es muss aber davor gewarnt werden, dass durch diese Befreiung eine starke Einschränkung der praktischen Studiensemester zu befürchten ist. So ist zu Erwarten, dass viele Hochschulen die Pflichtpraktika in die vorlesungsfreie Zeit verschieben werden, die bereits mit Hausarbeiten, Prüfungsvorbereitungen etc. ausgefüllt sind. Den Ausfall der Studiengebühr während des praktischen Studiensemester wird kaum eine Hochschule in Kauf nehmen wollen. Im Studium beschränkt sich der praktische Teil der Ausbildung auf Praktika, die in den meisten Studiengängen bereits in der vorlesungsfreien Zeit durchzuführen sind bzw. in das Studium integriert sind. Doch gerade in Studiengängen, in denen es auf das Sammeln von Erfahrungen im Beruf ankommt, ist es unmöglich, die praktischen Studien in die vorlesungsfreie Zeit zu verschieben bzw. würde es die Qualität der Ausbildung erheblich einschränken. 

Die Einschränkung, dass nur Beurlaubungen berücksichtigt werden, die vor Beginn der Vorlesungszeit beantragt wurden, ist problematisch, da sich Gründe für eine Beurlaubung (Krankheit, Schwangerschaft...) immer vorhersehen lassen. Ein angebrochenes Semester lässt sich in der Regel nicht in das Studium integrieren, der Nutzwert für das Studium ist gleich null. 

§ 4 Zweckbestimmung; Beteiligung der Studierenden

Die Zweckbestimmung für Studium und Lehre bedeutet keineswegs automatisch mehr, dass mehr Geld in die Lehre fließen wird. Das Parlament hat das alleinige Haushaltsrecht und bestimmt somit auch über die Hochschulhaushalte. Eine Festschreibung der Bestimmung der Gelder aus Studiengebühren wird allenfalls einen höheren bürokratischen Aufwand nach sich ziehen. 

Das Mitbestimmungsrecht der Studierenden in den universitären Gremien ist nach dem Landeshochschulgesetz verschwindend gering. Durch die vorausgegangenen Änderungen im Landeshochschulgesetz vom 5. Januar 2005 wurden Entscheidungskompetenzen vom Senat auf den Aufsichtsrat (Universitätsrat) übertragen. So unterliegt nach § 20, Satz 4 LHG „die Beschlussfassung über den Entwurf des Haushaltsvoranschlages“ dem Aufsichtsrat. Der Senat hat nach § 19, Satz 4 lediglich das Recht zur „Stellungnahme zu Entwürfen des Haushaltsvoranschlages“. Unter den Mitgliedern des Aufsichtsrates sind keine studentischen VertreterInnen vorgeschrieben und im Senat sind die StudentInnenvertreter stark unterrepräsentiert. Bei derartig marginalen Mitbestimmungsmöglichkeiten kann von einer „Entscheidung über die Verwendung der Einnahmen“ von Seiten der Studierenden keine Rede sein.

§ 5 Höhe und Fälligkeit der Studiengebühr

Es wird eine Gebühr von 500 Euro je Semester festgesetzt. Bei durchschnittlichen Lebenshaltungskosten von mehr als 700,-- Euro/Monat (Quelle: Sozialerhebung DSW) und Studiengebühren i.H.v. 500,-- Euro pro Semester summieren sich die Kosten für ein Jahr Studium auf über 9500 Euro (in großen Städten oft sogar noch mehr). Dies ist nicht mehr nur für einkommensschwache Familien zu viel, Studienkosten von im Schnitt über 57000 Euro pro Kind (die durchschnittliche (Fachstudien-)Dauer eines Universitätsstudiums beträgt 6,0 Jahre, kann aber je nach Studiengang, Studienort und sozialer Lage der StudentIn stark variieren. (Statistisches Bundesamt vom 27.09.2004, angenommen 6% eff. Zins p.a. und 12 Semester) können sich auch Familien mit mittleren Einkommen nicht mehr leisten. Dazu kommt, dass gerade Studierende aus diesen Familien oft sehr knapp an der BAföG-Hürde scheitern. 

Auch wird sowohl in Artikel (4) des LHGebG-E, als auch aus Verlautbarungen seitens des MWK deutlich, dass es offensichtlich nicht die Absicht ist, die Gebühren bei 500,-- Euro/Semester zu belassen. Auch betragen bei einer Änderung des LHGebG die Gebühren für nicht-konsekutive Masterstudiengänge "mindestens" 500,-- Euro. Das Studium nur für reiche Eliten ist längst kein Gespenst mehr, sondern ganz offiziell Programm und Richtung der Landesregierung. Die Studierendenschaft lehnt diese Entwicklung kategorisch ab.

§ 6 Gebührenbefreiung und Gebührenerlass

Diesem Paragrafen gilt besondere Aufmerksamkeit, da mit ihm die sozialen Härten dieses Gesetztes abgefedert werden sollen. 

Abs. (1) 

Hier ist zunächst zu kritisieren, dass es sich bei allen Regelungen in diesem Absatz um Kann-Bestimmungen handelt, die im Ermessen der Hochschulen liegen. Somit stellt die Hochschule sowohl die Instanz dar, die über Härtefälle zu entscheiden hat, als auch die, die direkt von diesen Ausfällen betroffen ist. Damit ist sowohl eine übermäßig restriktive Auslegung der Regelungen, als auch eine Benachteiligung von Hochschulen, die durch spezielle Einrichtungen (wie zum Beispiel das Sehgeschädigtenzentrum in Karlsruhe) einen höheren Anteil behinderter Studierender haben, zu befürchten. 

Dass eine Hochschule Nachteile davon hat, dass Behinderte, Studierende mit Kind, chronisch Kranke oder StudentInnen aus kinderreichen Familien studieren, kann weder im Sinne einer Gleichstellung von Mann und Frau (in den meisten Fällen übernehmen Frauen die Erziehungsarbeit) noch der Gleichstellung von behinderten und nicht behinderten Menschen sein. 

Auch ist durch eine derartig juristisch unpräzise Formulierung mit einem hohen Verwaltungsaufwand und vielen Klagen seitens betroffener Studierender zu rechnen, was weder im Sinne der Hochschulen noch der Studierenden sein kann. 

Satz 1 

Nicht nachvollziehbar ist, dass Kinder, nachdem sie das achte Lebensjahr vollendet haben, weniger Pflege und Erziehung benötigen. Gerade am Anfang der Schulzeit benötigen Kinder viel häuslichen Rückhalt und elterliche Fürsorge. Der finanzielle Aufwand steigt deutlich, wenn Kinder schulpflichtig werden. Insofern muss jede finanzielle Zusatzbelastung für Studierende mit Kindern unbedingt vermieden werden. 

Satz 2 

Die Entlastung von kinderreichen Familien ist kaum ernst zu nehmen, da nur Familien berücksichtigt werden, in denen gleich 3 Kinder studieren oder studiert haben. Die Befreiung ist damit nicht an dem Ausgleich der erhöhten finanziellen Schwierigkeiten kinderreicher Familien orientiert, sondern richtet sich danach, wie viel eine Familie bereits an baden-württembergischen Hochschulen gezahlt hat. Das Einkommen der Familie wird dabei nicht in Betracht gezogen. Studierende, deren Geschwister, egal wie viele es sein mögen, "nur" eine betriebliche Ausbildung absolvieren, müssen trotzdem zahlen. Die Befreiung orientiert sich nicht an der finanziellen Situation der Studierenden oder deren Eltern und trägt damit nicht zu einer "Sozialverträglichkeit" des Gesetzes bei. 

Insgesamt stellt dieser Paragraf das Eingeständnis des Gesetzgebers dar, dass der Entwurf eben doch nicht sozialverträglich ist. Es werden relativ willkürlich bestimmte Personenkreise von Studiengebühren befreit, um das Gesetz weniger juristisch anfechtbar zu machen und den Schein der "sozialen Verträglichkeit" zu wahren. Der aussichtslose Versuch, Studiengebühren sozialverträglich zu gestalten, wird nicht ernsthaft unternommen. Genauso willkürlich wie die angeführten Personengruppen von Gebühren befreit werden sollen, werden z.B. Menschen, die folgenden Kriterien entsprechen, nicht berücksichtigt: 

-> BAföG EmpfängerInnen und soziale Härtefälle 

Es werden diejenigen, die auch ohne Studiengebühren schon Unterstützung benötigen, noch weiter belastet. Bereits ohne Gebühren stellt die Schwierigkeit der Studienfinanzierung trotz des BAföGs für viele junge Menschen ein erhebliches Problem dar und die Angst vor Verschuldung schreckt oft von einem Studium ab. Durch die Gebühren wird dies verstärkt, Bildung wird zu einem Risiko für die, die nicht zahlen können. 

Allerdings kann man soziale Härtefälle nicht nur am BAföG festmachen, es gibt viele Fälle, bei denen eine Förderung nur ganz knapp oder aus formalen Gründen scheitert. Durch Studiengebühren würden diese Lücken im BAföG noch verheerendere Auswirkungen auf die Betroffenen haben. 

-> Studentinnen, deren Schwangerschaft zu Behinderungen im Studium führt 

Eine Schwangerschaft birgt immer erhebliche Risiken für die Gesundheit der Mutter und des Kindes, daraus resultierende studienverlängernde Zusatzbelastungen werden im Gesetz nicht berücksichtigt. 

-> Studierende, die Angehörige pflegen 

Die Pflege von Angehörigen kostet immens viel Zeit und Kraft. Diesem Zusatzaufwand neben dem Studium wird in keiner Weise Rechnung getragen. 

-> Studierende, die in Hochschulgremien tätig sind 

Die studentische Mitarbeit in den Hochschulgremien ist genauso unerlässlich wie zeitaufwändig. Engagierte StudentInnen werden durch dieses Gesetz abgeschreckt, was sich letztlich negativ auf die Hochschullehre auswirken wird. 

-> Studierende, die unverschuldet länger studieren müssen 

Es gibt für längere Studienzeiten Gründe, die die Studierenden nicht zu verantworten haben (z.B. Krankheit, psychische oder familiäre Probleme). 

-> Studierende, die Opfer einer Straftat wurden 

Das Opfer einer Straftat hat enorme psychische und/oder körperliche Schädigungen zu erleiden, die sich studienerschwerend auswirken. 

Abs. (2) 

Nicht nachvollziehbar ist auch, weshalb die Hochschulen völlig ohne rechtliche Vorgaben über eine Gebührenbefreiung ausländischer Studierender, die nicht unter §6 Abs (2) Satz 1 fallen und auch kein Darlehen bekommen, entscheiden sollen. Gesetze, die eine derartige Willkür zulassen, führen geradezu zwangsläufig zu Ungerechtigkeit und Diskriminierung. 

In einer Welt, in der internationale Zusammenarbeit und die Verständigung von Menschen verschiedenster kultureller Herkunft immer wichtiger wird, wäre eine Förderung ausländischer Studierender angebrachter als diese Aufforderung zur Willkür.

§7 Anspruch auf Darlehensgewährung

Dem Versuch der Schaffung "sozial verträglicher" Studiengebühren steht das privatrechtliche Darlehensmodell im krassen Widerspruch. Es kann nicht gerecht oder gar sozial sein, wenn Studierende für ihre soziale Herkunft bestraft werden, indem sie am Ende ihres Studiums und nach der Ratenabzahlung des Kredits mehr als doppelt soviel bezahlen müssen, als Studierende, die sich die Gebühren schon während ihres Studiums leisten konnten (ausgehend von den im Raum stehenden 6 % Zinsen eff. p.a., 50 Euro Rate und 12 Semester). 

Der Anspruch auf Darlehensgewährung steht keinesfalls allen StudienbewerberInnen und Studierenden zu, sondern hier werden willkürlich einzelne Gruppen ausgeschlossen. 

So wird nach Absatz (2) Punkt 5 StudienanfängerInnen, die das 35. Lebensjahr vollendet haben, ein Darlehen verwehrt. Dies stellt eine Diskriminierung von Menschen aufgrund ihres Alters dar. Hiervon werden besonders Menschen betroffen, die über den zweiten Bildungsweg eine Hochschulzugangsberechtigung erworben haben und solche, die vor dem Studium Kinder erzogen haben. Dabei wird fälschlicherweise davon ausgegangen, dass man in diesem Alter genügend Geld für die Finanzierung eines Studiums inklusive Gebühren angespart hat. Für Personen, die vor Aufnahme des Studiums zu den Geringverdienern zählten oder eine Familie gegründet haben, trifft diese Annahme jedoch nicht zu, mit Aufnahme eines Studiums fallen die Einkünfte weg und die Inanspruchnahme von Sozialleistungen wird deutlich erschwert. 

Dies widerspricht sowohl dem Sozialstaatsprinzip, als auch der Verpflichtung zum besonderen Schutz der Familie. 

Überdies haben, gemäß der Begründung zu Absatz 1, Studierende in Teilzeitstudiengängen keinen Darlehensanspruch, obwohl diese gerade für Studentinnen und Studenten eingerichtet wurden, denen auf Grund von Krankheiten und Behinderungen oder starker familiärer und beruflicher Belastung kein Vollzeitstudium möglich ist. 

Dass ausländische Studierende eines nicht-EU Staates, die nicht nach § 6 von der Gebührenpflicht befreit wurden, kein Darlehen bekommen können, ist kritisch zu sehen. Die in der Begründung postulierte Behauptung, dass die meisten ausländischen Studierenden schon durch internationale Austauschprogramme von Gebühren ausgenommen seien, scheint nicht richtig zu sein. Die tägliche Erfahrung zeigt im Gegenteil, dass gerade für AusländerInnen aus nicht-EU Ländern sehr oft kein Austauschprogramm besteht. In einer globalen Welt sind die Universitäten auf einen weltweiten Austausch angewiesen, durch diese Regelung werden große Teile der Welt von Baden-Württembergs Universitäten ausgeschlossen. 

Abs. (4) 

Hier wird der Anspruch auf ein Darlehen zeitlich stark eingeschränkt und sieht eine Obergrenze von der Dauer der Regelstudienzeit zuzüglich vier Semester vor. Dabei wird nicht bedacht, dass viele Studierende länger für ihr Studium benötigen, weil sie sich durch Arbeiten ihren Lebensunterhalt verdienen. Die hohen Lebenshaltungskosten führen in Verbindung mit den niedrigen Löhnen dazu, dass sich Nebentätigkeiten deutlich studienzeitverlängernd auswirken. Betroffen davon sind zudem genau jene, die aus sozial benachteiligten Familien kommen und durch die Doppelbelastung von Arbeit und Studium unter erschwerten Bedingungen studieren. Es ist zu erwarten, dass infolgedessen viele StudentInnen mit Ablauf des Darlehensanspruchs ihr Studium kurz vor dem Ende abbrechen müssen. 

Außerdem wird dieser maximale Anspruchszeitraum noch um Studienzeiten an anderen Hochschulen gekürzt. Dabei werden Ausnahmen für begründete Studiengangwechsel, wie sie das BAföG berücksichtigt, nicht anerkannt. Das hat zur Folge, dass anstatt eines sinnvollen Wechsels des Studiengangs eher den eigenen Fähigkeiten nicht entsprechende Fächer zu Ende studiert werden, dies stellt eine Einschränkung der Freiheit der Berufswahl dar. 

Die Beschränkung des Darlehensanspruchs auf grundständige Studiengänge wird in Verbindung mit der Einführung von Bachelor- und Master-Abschlüssen bewirken, dass der Regelabschluss von Diplom/Magister bzw. Master auf Bachelor absinkt. Zieht man die Freiheit der Hochschulen bei der Festsetzung von nach oben offenen Gebühren für nicht konsekutive Masterstudiengänge mit in Betracht, so werden dadurch extreme soziale Hürden für die Erlangung eines Master-Abschlusses aufgebaut und de facto die Schaffung von finanziell gestaffelten Abschlüssen bewirkt. Zwar wird der Anspruchszeitraum bei konsekutiven (gestuften) Masterstudiengängen gemäß Absatz 5 verlängert, jedoch werden insbesondere Studierende aus sozial schwachen Familien, die es sich nicht leisten können, Bachelor und Master hintereinander zu studieren, durch diese Regelung schlechter gestellt und von einem höheren Bildungsabschluss ausgeschlossen. 

Durch diese Einschränkungen des Darlehensanspruchs wird die soziale Selektion, die Studiengebühren ohnehin mit sich bringen, noch weiter verschärft. Dabei handelt es sich bei der Gewährung des „zinsgünstigen“ Kredits ja noch nicht einmal um die Gewährung eines freien Bildungszuganges. Es ist also im doppelten Sinne absurd, den Zugang zur Universität für bestimmte Personenkreise noch stärker zu erschweren als für alle anderen.

§ 9 Studienfonds

Abs. (1): 

Die Höhe des „Ausfalls bei der Rückzahlung von Darlehen für Studiengebühren“, den der Studienfonds auffangen soll, ist nur schwer und höchst spekulativ zu berechnen. Somit ergibt sich für die Hochschulen eine enorme ökonomische Planungsunsicherheit, die wiederum zu Lasten der Studienbedingungen gehen wird. 

Auch bedeutet dies, dass die Studiengebühren nicht, wie so oft beschworen, „zu 100 Prozent den Hochschulen zukommen“ und in Studium und Lehre Verwendung finden werden; die Hochschulen finanzieren einen Studienfonds, der je nach Beschäftigungslage für sie eine mehr oder weniger große finanzielle Belastung darstellen wird. 

Abs. (2) Satz 5: 

Durch den Passus „"für die Rückzahlung sind monatliche Raten von mindestens 50 Euro und höchstens 150 Euro vereinbart worden.“" setzt die Landesregierung einen Höchstsatz der monatlichen Tilgung in Bezug auf die Sicherheit der Banken durch den Studienfonds fest. Dies führt zwingend zu Kreditmodellen, deren Rückzahlungszeitraum sich über Dekaden erstrecken wird. 

Durch diese Regulierung steigen also die Zinsausgaben der Darlehensnehmer; ihr monatlicher Tilgungsrahmen wird staatlich beschränkt. 

Abs. (4) 

Die im BAföG festgesetzte Verschuldungshöchstgrenze dient dazu, den Abschreckungseffekt der BAföG-Schulden zu mildern. Eine mögliche Verschuldung darüber hinaus wird noch mehr SchülerInnen aus sozial schwächeren Familien vom Studium abschrecken. 

Abs. (6) 

Eine besondere Härte dieses Gesetzentwurfes ist neben der ungewöhnlich kurzen Karenzzeit, die wieder die sozial schwächeren besonders trifft, die Regelung, dass die Karenzzeit unmittelbar nach Ablauf der Darlehensberechtigung beginnen soll und nicht erst mit Beendigung des Studiums. Das ist problematisch für Studierende, die an eine Hochschule in einem anderen Bundesland wechseln wollen. Die Folge wird sein, dass mitten in der stressigen Endphase des Studiums auch noch Zahlungsaufforderungen aus Baden-Württemberg anstehen. 

Abs. (7) 

Dem Verwaltungsrat gehört kein studentischer Vertreter an. Somit besteht keine Transparenz gegenüber den Gebührenzahlern bezüglich der Verwendung des Studienfonds. 

Da dieser praktisch aus durch die Studiengebühren resultierenden Mitteln gestaltet werden wird und nach § 4 die Studierenden bei der Entscheidung über die Verwendung der Einnahmen beteiligt werden sollen, zeigt sich hier wieder ein inhaltliches Paradox dieses Gesetzesentwurfs.

